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1. Einleitung 
1.1 Planungsziele 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sit-
zung am 14.12.2006 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 38 für den Bereich 
"Neue Reihe – südwestliches Teilstück " beschlossen. Außerdem wurde eine Verän-
derungssperre für den Geltungsbereich erlassen, die am 22.12.2006 wirksam und 
am 22.12.2008 um ein Jahr verlängert wurde.  
Der Entwurf des B-Plans Nr. 38 vom 8.5.2008 wurde den Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange sowie den Nachbargemeinden (TÖB) zur Abstimmung 
vorgelegt und zur Beteiligung der Öffentlichkeit im Juli 2008 öffentlich ausgelegt. Von 
Bürgern wurden keine Anregungen vorgebracht. Aus der TÖB-Beteiligung resultieren 
keine wesentlichen Änderungen der Planung (Kennzeichnung von Altlastenver-
dachtsflächen Hotel Skandinavia und Tankstelle sowie eines Bodendenkmals, Kenn-
zeichnung der Lärmpegelbereiche mit entsprechenden Festsetzungen zum Schall-
schutz, Konkretisierung der Festsetzungen hinsichtlich Firsthöhe und möglicher 
Wohnungen im MI-Gebiet in Pkt. 1.3, 2.3 und 6 des Textes-Teil B). Die Bestandsnut-
zungen und die zumeist kleinteilig strukturierten, am Bestand orientierten, überbau-
baren Grundstücksflächen wurden nochmals überprüft. Z.T. wurden Baugrenzen 
vergrößert bzw. angepasst. Die Stellungnahmen der TÖB wurden in die Abwägung 
eingestellt. 
 
Mit dem Bebauungsplan (B-Plan) werden die folgenden Planungsziele verfolgt:  
die Sicherung der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung durch eine angepasste 
Neubebauung und ggf. den Rückbau von städtebaulichen Missständen bzw. die Kor-
rektur von Fehlentwicklungen. Es soll eine angepasste, ortsübliche Bauweise gesi-
chert bzw. wiederhergestellt werden, möglichst im Vorfeld von Bauanträgen. 
Eine zu hohe Verdichtung in den Wohngebieten, die in den letzten Jahren durch den 
Neubau von Gebäuden in der zweiten und z.T. dritten Reihe, den Aus- und Umbau 
erfolgt ist, ist in Zukunft zu vermeiden. Die Regelung der Errichtung von Gebäuden in 
zweiter Reihe und der Erhalt innerstädtischer Grünflächen sind vorrangige Ziele der 
Bebauungsplanung, um die gesunden Lebens- und Arbeitsverhältnisse in der Stadt 
zu bewahren. Die in bereits verdichteten Bereichen noch vorhandenen Gärten und 
Grünflächen sind vor einer zu hohen Versiegelung zu schützen. So soll gemäß § 1 
Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleistet werden. 
 
Dazu zählt auch eine Einschränkung von zusätzlichen Beherbergungsbetrieben und 
Ferienwohnungen. Letztere sollen künftig aus Wohngebieten herausgehalten wer-
den, um Konflikte zwischen der Feriennutzung und den Dauerwohnungen zu vermei-
den. Die Nutzung für Dauerwohnungen hat in den überplanten Wohnquartieren Vor-
rang bzw. ist zu erhalten. Für touristische Nutzungen stehen ausreichende Fremden-
verkehrsquartiere im Stadtgebiet zur Verfügung, die besser geeignet sind. 
Die zulässigen gewerblichen Nutzungen im Plangebiet sollen mit dem Bebauungs-
plan ebenfalls geregelt werden, eine Häufung von Einzelhandelseinrichtungen ist 
z.B. zu vermeiden. Die Gemeinbedarfsfläche für die Feuerwehr soll erhalten werden. 
 
Da durch die Aufstellung des B-Planes in dem Gebiet nach § 34 BauGB (Innenbe-
reich) der sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende 
Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert wird, erfolgt die Aufstellung des 
Bauleitplanes im vereinfachten Verfahren nach § 13 i.V.m. §§ 2 u. 8 BauGB. Bei der 
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Art und der Größe der im Rahmen des B-Planes zulässigen Vorhaben sind, ver-
gleichbar zu den ohne Umweltprüfung zulässigen Vorhaben nach § 34 BauGB im 
Innenbereich, keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird daher nicht begründet, eine 
Beeinträchtigung von Schutzgütern vermieden. Im vereinfachten Bauleitplanverfah-
ren nach § 13 BauGB wird daher von einer Umweltprüfung abgesehen. 
 
Der Bebauungsdruck auf Grundstücke im Innenbereich Kühlungsborns ist nach wie 
vor hoch. In den letzten Jahren hat sich die Bebauung in Teilbereichen des Ge-
ltungsbereiches – auch in anderen Stadtgebieten - immer weiter verdichtet. Private 
Grundstücksflächen werden insbesondere mit Einfamilienhäusern, Ferienwohnungen 
und Nebengebäuden bebaut. Teilweise wurden in den vergangenen Jahren die Au-
ßenanlagen für Stellplätze und Zufahrten stark versiegelt. Die Bebauung mit Ferien- 
oder Wohnhäusern und Stellplätzen dringt auch in die Grünflächen immer weiter vor. 
Dabei ist die ursprüngliche Siedlungsstruktur an der Friedrich-Borgwardt-Straße und 
der westlichen Neuen Reihe von einer villenartigen Bebauung auf ehemals großzü-
gigen Grundstücken gekennzeichnet.  
Die genannten Faktoren führen z.T. zu einer unerwünschten Verdichtung der Grund-
stücke durch Baukörper und zu einer hohen Anzahl von Wohneinheiten. Damit ein-
her geht ein hoher Versiegelungsgrad für Stellflächen, Zufahrten usw. Nach § 34 
BauGB wurden z.T. Vorhaben im Innenbereich genehmigt, die sich nach Art und 
Maß der baulichen Nutzung sowie nach der Bauweise nicht in die Umgebung einzu-
fügen scheinen. So wurden z.B. auf der Brachfläche Neue Reihe 98 vier Reihenhäu-
ser mit jeweils 3 Wohneinheiten genehmigt.  
Der Bebauungsplan bietet hier eindeutige Regelungsmöglichkeiten.  
 
Vor allem an der Neuen Reihe sind noch großzügige Grundstücke vorhanden, die 
vor einer zu hohen Verdichtung bewahrt werden sollen und für die eine neue Bebau-
ung in der zweiten Reihe zu regeln ist. 
Zur Sicherung dieser Planungsziele wurde die Veränderungssperre für den Ge-
ltungsbereich erlassen. In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dür-
fen Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden und erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen 
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmi-
gungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. Wenn 
überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Verände-
rungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen 
trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde. 
Bauliche Maßnahmen sind demnach genehmigungspflichtig, Genehmigungen wer-
den nur erteilt, wenn die Ziele der baulichen Maßnahmen mit den Zielen des künfti-
gen B-Planes übereinstimmen. 
Mit der Rechtskraft des B-Plans tritt die Veränderungssperre automatisch außer 
Kraft. 
 
 
1.2 Lage und Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich liegt in Kühlungsborn West und umfasst das Gebiet beidseitig 
der südlichen Friedrich-Borgwardt-Straße, nördlich der Fritz-Reuter-Straße und der 
Molli-Gleise, südlich der Neuen Reihe und westlich der ehemaligen Baugenossen-
schaft. Er ist ca. 7,3 ha groß. Im Westen grenzt der Bebauungsplan Nr. 30 " Untere 
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und mittlere Hermann-Häcker-Straße" an den B-Plan an, der inhaltlich mit den glei-
chen Zielstellungen aufgestellt wurde. Die östliche Grenze wird durch das Grund-
stück eines Lebensmittel-Discounters gebildet.  
 
 
1.3 Planungsrechtliche Grundlagen, Flächennutzungsplanung 
 
Der seit 1998 gültige Flächennutzungsplan (F-Plan) weist den größeren mittleren Teil 
des Plangebietes entsprechend der vorherrschenden Nutzung als Wohnbaufläche 
(W) aus. Der Bereich erstreckt sich von der rückwärtigen Bebauung der östlichen  
F.-Borgwardt-Straße bis zur Straße "Zur Asbeck". Der westliche Teil des Plangebie-
tes beidseitig der F.-Borgwardt-Straße sowie ein Teilbereich der angrenzenden Be-
bauung der F.-Reuter-Straße sind als Besondere Wohngebiete (WB) definiert. Hier 
sind neben den Dauerwohnungen Hotels, Pensionen und Ferienwohnungen vorhan-
den. Innerhalb der Gartenflächen der Neuen Reihe zwischen F.-Reuter-Str. und der 
Straße "Zur Asbeck" ist ein ca. 10 m breiter Grünstreifen mit der Zweckbestimmung 
Hausgarten dargestellt.  
 
Der östliche Teil des Plangebietes ist im F-Plan als gemischte Baufläche (M) ausge-
wiesen, da sich hier Gewerbebetriebe (und östlich des Geltungsbereiches Wohnge-
bäude und die ehemalige Baugenossenschaft) befinden. Die Feuerwehr sowie die 
beiden nördlich davon gelegenen Flurstücke sind als Gemeinbedarfsfläche (F) dar-
gestellt. Innerhalb der Bebauungsplanung sind einige abweichende Festsetzungen 
aufgrund der heute vorhandenen tatsächlichen Nutzungen vorgenommen worden. 
Eine Detaillierung der auf F-Plan-Ebene grob dargestellten Bauflächen erfolgte ins-
besondere innerhalb des als gemischte Baufläche dargestellten Bereiches und der 
Gemeinbedarfsfläche. 
Die nördlich des Feuerwehrgeländes gelegenen Grundstücke sind derzeit durch eine 
Waschanlage und eine Tankstelle genutzt. Dieser Bereich wird entsprechend der 
vorhandenen Nutzung im Bebauungsplan als Mischgebietsfläche festgesetzt. Östlich 
angrenzend befindet sich ein Einfamilienhaus und ein Verbrauchermarkt mit einigen 
kleineren Läden und einem Getränkehandel. Das Wohngrundstück wird im Be-
bauungsplan dem Mischgebiet zugeordnet, der Verbrauchermarkt mit den dazugehö-
rigen Einzelhandelsnutzungen wird als Sondergebiet Einzelhandel festgesetzt.  
Das im Flächennutzungsplan dargestellte Besondere Wohngebiet wird innerhalb der 
Bebauungsplanung ebenso festgesetzt. Die Festsetzung wird jedoch auf das ganze 
Flurstück ausgedehnt. Die Festsetzungen sind als kleinräumige bzw. Feindifferenzie-
rungen der Ausweisungen im F-Plan zu interpretieren. Der B-Plan ist daher als aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt zu betrachten.  
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.9.2004 (BGBl. I S. 2414), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, 
- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 23.1.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 3 Investitionser-
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBl. I S. 466), 

- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. Nr. 3, 
22.1.1991), 

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.4.2006 (GVOBl. M-V S. 102) einschließlich aller 
rechtsgültigen Änderungen 
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sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen 
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Als Plangrundlagen wurden die topographische Karte des Landesamtes für innere 
Verwaltung M-V im Maßstab 1:10 000, die aktuelle Flurkarte des Kataster- und Ver-
messungsamtes Bad Doberan sowie Luftbilder und Lagepläne (Stadt Kühlungsborn) 
verwendet. Weiterhin wurden eigene Bestandsaufnahmen durchgeführt. 
 
 
1.4 Ausgangssituation 
 
Die Friedrich-Borgwardt-Straße und die westliche Neue Reihe wurden ab Ende des 
19. Jahrhunderts bebaut, als der Fremdenverkehr in Kühlungsborn West bzw. dem 
damaligen Arendsee bereits Fuß gefasst hatte. In der klassischen Bäderarchitektur 
wurden großzügige Villen errichtet, die auch über Fremdenbetten verfügten. Heute 
sind Ferienwohnanlagen, Pensionen und das Hotel Scandinavia am Bahnhof vor-
handen.  
Andere Villen dienen – wie auch die später errichteten Einfamilienhäuser – aus-
schließlich für Dauerwohnungen.  
Die ursprüngliche Villen- und Einfamilienhausbebauung war und ist zum Teil noch 
heute durch großzügige Grundstücke mit angelegten Grünflächen, Nutzgärten und 
einem alten Baumbestand gekennzeichnet. Die Grundstücksgrößen bewegen sich 
zum Teil zwischen 1000 m² und 2500 m². Es wurden jedoch einige Grundstückstei-
lungen und Neubebauungen vorgenommen, so dass es in einigen Bereichen zu ei-
ner starken Verdichtung gekommen ist. Einige Grundstücke haben nur noch Größen 
von ca. 350 bis 500 m². Damit ist eine Einpassung in die Umgebung nicht mehr ge-
geben. Eine solch dichte Bebauung möchte die Stadt Kühlungsborn mit der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zukünftig vermeiden. 
Die gesamte Bebauung der Friedrich-Borgwardt-Straße und an der Neuen Reihe von 
der Hausnummer 96 bis zur westlichen Grenze des Geltungsbereiches liegt  inner-
halb des Bereiches der Erhaltungssatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. Die-
se Straßenzüge weisen eine hohe städtebauliche und architektonische Qualität auf. 
Prägend für die Bebauung an der Neuen Reihe und teilweise an der Freidrich-
Borgwardt-Straße sind die individuell gestalteten Villen mit großen Hausgärten im 
rückwärtigen Grundstücksbereich und großzügigen Vorgärten. Der Abstand der Ge-
bäudeflucht bis zur Straßenkante beträgt ca. 10 m. Hier befinden sich auch einige 
Einzeldenkmale.  
 
Die zwei- und dreigeschossigen Villen verfügen über Sattel-, Krüppelwalm- oder 
Mansarddächer mit Dachneigungen um 45°. Der überwiegende Teil der Villen an der 
Neuen Reihe und an der F.-Borgwardt-Straße ist von hohem gestalterischem und 
architektonischem Wert. Es bestehen hier lediglich einige gestalterische Defizite 
durch Neu- und Anbauten von Carports und Garagen bzw. Schuppengebäude. 
 
Die traditionell bebauten Bereiche wurden zu DDR-Zeiten durch Einfamilienhäuser, 
v.a. in der östlichen Fritz-Reuter-Straße, ergänzt. Die eingeschossigen Gebäude ha-
ben zumeist ein hohes Kellergeschoss und ein steiles Satteldach mit ca. 48° Dach-
neigung. Die Grundstücke sind in diesem Bereich ca. 600 m² groß.  
 
Die an die Straße "Zur Asbeck" westlich angrenzenden Grundstücke wurden in den 
80er Jahren mit Einfamilienhäusern bebaut. Diese weisen zum Teil gestalterische 
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und städtebauliche Defizite auf. Die eingeschossigen Gebäude passen sich mit den 
niedrigen Firsthöhen und der geringen Dachneigung nicht in die Umgebung ein. 
 
Östlich der Straße "Zur Asbeck" wurde nach der Wende das zentrale Gebäude der 
Feuerwehr Kühlungsborn neu errichtet. Es ersetzte die Feuerwehrgebäude an der 
Neuen Reihe in Kühlungsborn West und am Karpfenteich in Kühlungsborn Ost. Auf 
dem Grundstück befand sich die ehemalige Sero-Baracke. An der Neuen Reihe wur-
de die Minol-Tankstelle durch einen modernen Nachfolger ersetzt, daneben entstand 
auf der Fläche des ehemaligen VEB Schaltanlagen-Bau 1995 ein Lebensmittel-
Verbrauchermarkt. Der eingeschossige Neubau weist ein Satteldach auf. 
Weiterhin siedelten sich in dem Gebäude ein Getränkemarkt, ein Gastronomiebetrieb 
und ein kleineres Einzelhandelsgeschäft an. Das Grundstück weist einen hohen Ver-
siegelungsgrad auf. Bis auf die Eingrünungen an den Grundstücksgrenzen ist die 
Fläche vollständig für Stellplätze versiegelt. An der östlichen Grundstücksgrenze ver-
läuft der Graben Nr. 11, der teilweise durch Hecken abgeschirmt ist. 
 
Neben der Tankstelle befindet sich die Halle einer Autowaschanlage. Auch die 
Grundstücksflächen der Tankstelle und der Waschanlage weisen, wie für Gewerbe-
betriebe üblich, eine hohe Versiegelung auf. Zwischen dem Lebensmittelmarkt und 
der Tankstelle befindet sich ein Wohngrundstück. Das Grundstück ist mit einem ein-
geschossigen Einfamilienhaus bebaut und durch Hecken von den Nachbarnutzungen 
abgeschirmt.  
In östliche Richtung schließt sich die ehemalige Baugenossenschaft in der zweiten 
und Wohnbebauung in der ersten Reihe an. Die ehemalige Baugenossenschaft soll 
für Wohnnutzungen umgewidmet werden und wird im Verfahren zum Bebauungsplan 
Nr. 31 bearbeitet. In südöstliche Richtung grenzt das Plangebiet an die Molli und das 
Gewerbegebiet "An der Asbeck" Es befinden sich hier ein Bowling-Center, eine Bau-
firma sowie weitere Gewerbebetriebe.  
 
Ein großer Teil des Gebäudebestandes innerhalb des Geltungsbereiches wurde be-
reits saniert, so dass sich das Ortsbild erheblich verbessert hat. Die ehemalige Be-
bauung wurde durch Neubauten für Ferienwohnungen, z.B. an der F.-Borgwardt-
Straße, verdichtet. Groß Mehrfamilienhäuser mit vielen Ferienwohnungen sprengen 
den Rahmen des Einfügens in die Umgebung. Die Vielzahl von Wohnungen bedingt 
auch einen erheblichen Stellplatzbedarf auf diesen Grundstücken, so dass die Frei-
flächen zu einem großen Teil versiegelt wurden. Südlich der neuen Reihe wurden 
Gebäude bis in die dritte Reihe errichtet. Des Weiteren wurden teilweise massive 
Gebäudekörper mit einer für das Plangebiet unpassenden Gestaltung in der zweiten 
Reihe errichtet. An der Neuen Reihe wurde ein ca. 25 m langer Flachbau in der zwei-
ten Reihe genehmigt. Derartige Gebäudekörper passen sich nicht in die städtebauli-
che Struktur der umgebenden Wohnbebauung ein.  
Vorliegende bzw. genehmigte Bauanträge zeugen von der Absicht von Bauträgern, 
weitere Grundstücke mit Mehrfamilienhäusern stark zu verdichten. Dies möglichst zu 
verhindern, ist – wie eingangs erwähnt – ein Anliegen des B-Planes. 
 
Südlich der bisher noch einzeiligen Bebauung im mittleren Teil der Neuen Reihe sind 
noch größere Grün- bzw. Gartenflächen vorhanden. Eine weitere Bebauung bzw. 
Versiegelung sollte hier nur sehr behutsam in geeigneten Bereichen vorgenommen 
werden.  
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An der Neuen Reihe Nr. 98 ist eine noch unbebaute größere Freifläche inmitten von 
Wohnbebauung vorhanden. Diese Fläche ist im Flächennutzungsplan als Wohnbau-
fläche ausgewiesen. Die umgebende Bebauung besteht aus eingeschossigen Ein-
familienhäusern und zweigeschossigen Villen. Durch die Freifläche und die einge-
schossige Einfamilienhausbebauung im Bungalowstil an der Neuen Reihe/ Ecke "Zur 
Asbeck" besteht hier ein Bedarf an städtebaulicher und gestalterischer Aufwertung.   
Die Fahrbahn und die Gehwege der Neuen Reihe wurden in der jüngsten Zeit komp-
lett saniert, so dass ein positives Straßen- und Ortsbild vorherrscht. Leider mussten 
die alten Alleebäume weichen, wurden aber durch intensive Neuanpflanzungen aus-
geglichen. Erneuerungsbedürftig ist der Abschnitt der Landesstraße L 12 noch in der 
Fr.-Borgwardt-Straße. Die Straße "Zur Asbeck" und die Fr.-Reuter-Straße wurden 
bereits erneuert. In der F.-Reuter-Straße und in der F.-Borgwardt-Straße besteht 
beidseitig ein älterer, erhaltenswerter Baumbestand. An der Straße "Zur Asbeck" ist 
kein Baumbestand vorhanden. 
 
Nördlich des Plangebietes befindet sich der Stadtwald und das Schulzentrum Küh-
lungsborn, das derzeit ausgebaut wird.  
 
An der Friedrich-Borgwardt-Straße ist im Südosten des Geltungsbereiches eine klei-
ne Parkanlage vorhanden. Östlich angrenzend verläuft der Dorfbach. Im gesamten 
Plangebiet befindet sich außerdem ein erhaltenswerter Baumbestand, der zu schüt-
zen ist. 
 
 
2. Bebauungskonzept 
2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
 
Aufgrund der eingangs genannten Zielstellungen und der o.g. baulichen Fehlentwick-
lungen in einigen Bereichen soll bewusst eine zurückhaltende Ausweisung zukünfti-
ger Bebauungsmöglichkeiten erfolgen. Die Verdichtungen der Vergangenheit dürfen 
nicht fortgesetzt werden. Die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse sind zu 
wahren. Auch wenn die vorhandenen Gebäude und Anlagen Bestandsschutz genie-
ßen, wird doch die städtebauliche Zielstellung für die künftige, langfristige Entwick-
lung klar definiert. 
 
Es sollen geordnete Bebauungs- und auch Erweiterungsmöglichkeiten für die Anlie-
ger vorgehalten werden. Die Festsetzungen des B-Plans erfolgen unter Berücksichti-
gung der städtebaulichen Ziele und der Vorgaben in Anlehnung an den § 34 BauGB 
grundstücksbezogen und z.T. individuell angepasst. Eine einheitliche Ausweisung 
gleichartiger Festsetzungen würde, z.B. aufgrund der unterschiedlichen Grund-
stücksgrößen, der benachbarten Bebauung usw. dem Bestand und den Zielstellun-
gen nicht gerecht werden. 
Bei vorhandenen Fehlentwicklungen konkurrieren die übergeordneten, langfristigen 
städtebaulichen Zielstellungen mit den "Realitäten" eines vorhandenen, sanierten 
oder neu errichteten Gebäudes. In Abwägung dieser Faktoren erfolgen die Festset-
zungen daher zum Einen zukunftsorientiert, d.h. Fehler der Vergangenheit sollen bei 
einer Neubebauung korrigiert werden. Zum Anderen erfolgen die Festsetzungen am 
vorhandenen Bestand bzw. an Baugenehmigungen orientiert, d.h. der Bestand wird 
als in den nächsten Jahren realistisch kaum veränderbar akzeptiert.  
 



Stadt Ostseebad Kühlungsborn - Bebauungsplan Nr. 38 "Neue Reihe – südwestliches Teilstück" 

8 
 

Für künftige Neu- oder Umbaumaßnahmen bedeutet dies, dass das Vorhaben sich 
grundsätzlich an die in der Umgebung überwiegend und prägend vorhandene Be-
bauung anpassen soll. Dies gilt sowohl hinsichtlich Art und Maß der Bebauung als 
auch hinsichtlich der Gestaltung und v.a. auch hinsichtlich der Nutzung. 
 
Nach § 20 Landeswaldgesetz M-V sind in einem Abstand von 30 m zum Stadtwald 
mit Ausnahme von genehmigten Vorhaben Neubebauungen jeglicher Art, auch von 
Nebengebäuden, unzulässig. 
 
 
Allgemeine Wohngebiete 
 
Aufgrund der dominierenden Wohnnutzung wird der überwiegende Teil des B-Plan-
Gebietes als allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt. Gewerb-
liche Nutzungen, die nicht wohngebietsverträglich sind, sollen nicht zugelassen wer-
den. Neue Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen sind auch ausnahmsweise nicht zulässig. Vorhande-
ne Nutzungen genießen dabei Bestandsschutz. Erweiterungen, Änderungen und Er-
neuerungen vorhandener baulicher und sonstiger Anlagen gemäß § 1 Abs. 10 
BauNVO sind ausnahmsweise zulässig. 
Als Feindifferenzierung der zulässigen Nutzungen wird außerdem für alle Baugebiete 
gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO bestimmt, dass die Neuerrichtung von Ferienhäusern 
oder Ferienwohnungen und der Umbau vorhandener Gebäude zu Ferienhäusern 
oder Ferienwohnungen in allen Baugebieten unzulässig ist.  
Mit dem Ausschluss von neuen Beherbergungseinrichtungen oder Ferienwohnungen 
will die Stadt das weitere Anwachsen der Zahl von Fremdenbetten begrenzen, vor-
handene Einrichtungen genießen allerdings Bestandsschutz. Die Anzahl der Gäste-
betten hat in Kühlungsborn ein Maß erreicht, das die Grenze einer verträglichen, 
nachhaltigen Stadtentwicklung überschreitet. Gerade die Wohngebiete sollen sich 
nicht zu Beherbergungsquartieren wandeln. Dazu dienen vorwiegend die Sonderbau-
flächen in Strandnähe. Durch die ständig wechselnden Nutzer kommt es häufig zu 
Belästigungen der benachbarten Dauerwohnungen. Zudem bedingt der ungebremste 
Anstieg der Fremdenbetten Verkehrsprobleme durch den An- und Abreiseverkehr, 
den Stellplatzbedarf usw. in für Ferienwohnungen ungeeigneten Bereichen.  
 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung 
 
Die künftigen, im B-Plan darzustellenden Baugrenzen umfassen bei bereits sehr 
großen Gebäuden, bei ortsbildprägenden Häusern, bei Denkmalen oder bei kleinen 
Grundstücken konkret die vorhandenen Gebäude. Auf die Ausweisung offener, 
durchgehender Baufelder wurde verzichtet, um den städtebaulichen Zielstellungen 
der Planung gerecht zu werden. Je nach Gebäude- und Grünbestand, Grundstücks-
größe und städtebaulicher Situation werden Erweiterungsmöglichkeiten bzw. eine 
geordnete Zweitreihenbebauung ermöglicht.  
Die Zahl der Vollgeschosse wird in den WA 1 bis WA 3 auf ein Vollgeschoss festge-
legt. In diesem Bereich der Fritz-Reuter-Straße sind ein älteres Einzelhaus, einge-
schossige Einfamilienhäuser sowie ein Doppelhaus vorhanden. Die GRZ liegt zwi-
schen 0,25 und 0,35 je nach Grundstücksgröße und vorhandener Bebauung. Bis auf 
die bestehende Bebauung sollen keine Doppelhäuser zugelassen werden, um eine 
weitere Verdichtung zu vermeiden. 
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Im WA 4, dem mittleren Bereich der Neuen Reihe, wird eine Bebauung in der zwei-
ten Reihe zugelassen, da in diesen Bereichen die Grundstücke mit ca. 2000 m² rela-
tiv groß sind und nach dem Gleichbehandlungsprinzip eine zusätzliche Bebauung 
ermöglicht werden soll, wie sie auch nach § 34 BauGB zulässig wäre. Die Bebauung 
in der zweiten Reihe soll grundsätzlich nur eingeschossig sein und einen ausrei-
chenden Abstand zur Bebauung in der ersten Reihe halten. Die Grundflächenzahl 
(GRZ) im WA 4 wurde mit 0,25 festgesetzt, so dass der Bestand eine maßvolle Er-
gänzung in der zweiten Reihe erhalten kann. Damit wird verhindert, dass zu massive 
Gebäudekörper entstehen. Die zulässige GRZ soll mit einem Wert von 0,25 eine 
aufgelockerte Bebauung gewährleisten. Mit der zulässigen, max. 50%-igen Über-
schreitung gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
wird auch eine Beschränkung der Gesamtversiegelung erreicht. Die Firsthöhe wurde 
im WA 4 auf max. 14,0 m festgesetzt, die max. Anzahl der zulässigen Vollgeschosse 
beträgt orientiert am Bestand drei. Dabei ist in allen WA und WB das dritte Vollge-
schoss nur als Dachgeschoss zulässig. Eine Aufstockung über das dritte Geschoss 
hinaus wird durch die Festsetzung im gesamten Plangebiet ausgeschlossen. Für 
eingeschossige Gebäude gilt eine Firsthöhe von 8,5 m. 
 
Für diesen derzeit brachliegenden Bereich zwischen der Neuen Reihe Nr. 100 und 
der Neuen Reihe Nr. 96 (WA 7) ist eine Baugenehmigung für eine Neubebauung mit 
vier Reihenhäusern für Eigentumswohnungen erteilt worden. Je Reihenhaus sind ca. 
drei Wohneinheiten geplant. Die Erschließung des Areals erfolgt von der Straße "Zur 
Asbeck" aus. In diesem Bereich ist ein Stellplatz für 23 Stellplätze geplant. Die GRZ 
wurde entsprechend der geplanten Bebauung auf 0,35 festgesetzt. Eine weitere Ver-
dichtung soll hier auf jeden Fall vermieden werden. Im WA 7 sind maximal zwei Voll-
geschosse zulässig. In der zweiten Reihe ist nur ein Vollgeschoss zulässig. Die ma-
ximal zulässige Firsthöhe beträgt in der ersten Reihe 10,0 m, in der zweiten Reihe 
7,0 m. Die festgesetzten Firsthöhen und Baugrenzen orientieren sich an der Bauge-
nehmigung. Obwohl diese verdichtete Bebauung nicht den Zielstellungen der Stadt 
entspricht, ist für den B-Plan die Baugenehmigung als realistische Planungsgrundla-
ge heranzuziehen. 
 
In den WA 5 und WA 6 ist eine maximale Anzahl von zwei bzw. drei Vollgeschossen 
in der ersten Reihe der Neuen Reihe zulässig. Die GRZ wurde hier aufgrund des 
vorhandenen Bestandes auf 0,3 festgesetzt. Es sollen hier keine bzw. geringfügige 
Erweiterungen der bestehenden Gebäude möglich sein. Die Firsthöhe im WA 5 wur-
de auf max. 10,0 m festgesetzt, im WA 6 beträgt die maximale Firsthöhe 13,0 m.  
 
Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete sollen bis auf die WA 3 und WA 7 nur Ein-
zelhäuser zugelassen werden. Diese Festsetzung soll die besondere städtebauliche 
Qualität und die prägende Einzelhausstruktur erhalten und weiterführen. Hausgrup-
pen, wie z.B. Reihenhäuser, sollen hier nicht errichtet werden, da sie zu einer über-
mäßigen Verdichtung führen. Um die Zahl der Wohneinheiten zu beschränken und 
damit eine unangemessene Verdichtung zu vermeiden, sollen im Bereich der einge-
schossigen Bauweise je Einzelhaus max. zwei Wohnungen zulässig sein, je Doppel-
haushälfte ist eine Wohneinheit zulässig. In den Bereichen mit zweigeschossigen 
Wohngebäude sind max. 4 Wohneinheiten festgesetzt, für die Teilbereiche mit einer 
dreigeschossigen Bauweise sind max. 6 Wohneinheiten. Es wurde weiterhin festge-
setzt, dass je Reihenhauseinheit eine Wohnung zulässig ist. 
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Die Neubebauung in der zweiten Reihe wurde teilweise kombiniert mit dem vorheri-
gen Abriss von vorhandenen Altgebäuden, die sich im Bereich der künftigen Baufel-
der befinden. Diese Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB dient dazu, eine ungewollte 
Verdichtung in den betroffenen Grundstücksbereichen zu vermeiden. Es würde den 
Planungszielen der Stadt entgegenstehen, wenn zusätzlich zu den vorhandenen Ge-
bäuden unter Ausnutzung der Baufelder nur neue Gebäude errichtet würden, ohne 
den städtebaulich nicht wünschenswerten Bestand zu beseitigen. Die Stadt legt also 
aus besonderen städtebaulichen Gründen fest, dass die alten, in den textlichen Fest-
setzungen benannten Gebäude im Zusammenhang mit der Errichtung von neuen 
Gebäuden zu entfernen sind. 
 
 
Besondere Wohngebiete 
 
In den Besonderen Wohngebieten erfolgte in den vergangenen Jahren bzw. Jahr-
zehnten bereits eine starke Überprägung durch Fremdenverkehrsnutzungen. Hier 
geht es darum, die Wohnnutzung zu erhalten und nicht vollständig durch Ferien-
wohnanlagen verdrängen zu lassen. Deswegen sollen neue Ferienwohnungen und 
Hotels, wie nachfolgend erläutert, künftig nicht mehr zugelassen werden. Vorhande-
ne Beherbergungsbetriebe und Ferienwohnungen genießen Bestandsschutz.  
Gewerbliche Nutzungen, die nicht wohngebietsverträglich sind, sollen auch in den 
Besonderen Wohngebieten nicht zugelassen werden. Neue Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind 
auch ausnahmsweise nicht zulässig.  
Ebenso wie in den allgemeinen Wohngebieten wird für die besonderen Wohngebiete 
gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO bestimmt, dass die Neuerrichtung von Ferienhäusern 
oder Ferienwohnungen und der Umbau vorhandener Gebäude zu Ferienhäusern 
oder Ferienwohnungen unzulässig ist.  
Innerhalb des WB 3 befindet sich das Hotel Scandinavia. Das Hotel ist innerhalb des 
Besonderen Wohngebietes weiterhin zulässig. Neue Beherbergungsbetriebe sollen 
allerdings nicht mehr entstehen und wurden demensprechend ausgeschlossen.  
 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung 
 
Innerhalb des WB 1 wurden ebenso wie in der mittleren Neuen Reihe Neubau- bzw. 
Erweiterungs- und Neubaumöglichkeiten in der zweiten Reihe der östlichen Fried-
rich-Borgwardt-Straße vorgehalten. Die GRZ soll mit 0,25 eine lockere Bebauung 
gewährleisten. In der zweiten Reihe ist maximal ein Vollgeschoss zulässig. Die west-
liche Seite der Friedrich-Borgwardt-Straße ist bereits durch Gebäude in der zweiten 
Reihe stärker verdichtet. Neubaumöglichkeiten sollen deshalb in diesem Abschnitt 
nicht mehr ermöglicht werden. Die GRZ wird zum überwiegenden Teil entsprechend 
dem Bestand auf 0,3 im WB 2 bzw. 0,4 im WB 3 und WB 4 festgesetzt. Auch die 
Eckgrundstücke der östlichen Friedrich-Borgwardt-Straße weisen einen relativ hohen 
Versiegelungsgrad auf. Die Baugrenzen wurden aufgrund dessen relativ eng um die 
bestehenden Gebäude gelegt. Die zulässige Anzahl der Vollgeschosse wurde in den 
WB 1 bis WB 3 auf max. zwei festgesetzt. In der zweiten Reihe ist in allen WB maxi-
mal ein Vollgeschoss zulässig. Im WB 4 ist entsprechend dem Bestand eine dreige-
schossige Bebauung zulässig. Da das dritte Vollgeschoss nur als Dachgeschoss zu-
lässig ist, ist hier keine Aufstockung möglich. Das WB 4 unterscheidet sich vom WB 
3 durch eine größere Firsthöhe. Sie beträgt 13,0 m im WB 3 und 14,0 m im WB 4. 
Die Vorgartenbereiche sollen erhalten bleiben, da sie prägend für die Freiflächen-
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struktur innerhalb des Gebietes der Erhaltungssatzung sind. Sie wurden daher als 
Hausgärten festgesetzt, die für die notwendigen Zufahrten und Zuwegungen durch-
brochen werden dürfen.   
 
 
Gemeinbedarfsfläche Feuerwehr 
 
Das Grundstück der Feuerwehr wird als Gemeinbedarfsfläche ausgewiesen und ent-
sprechend ihrer Anforderungen festgesetzt. Als überbaubare Fläche wird eine 
Grundflächenzahl von 0,5 festgesetzt. Damit ist für An- und Umbauten ein ausrei-
chender Spielraum vorhanden.  
An der nördlichen und südlichen Grundstücksgrenze sind Grünflächen bzw. Hecken-
anpflanzungen vorhanden. Diese dienen als Abschirmung zur angrenzenden Tank-
stelle und den Gleisen der Molli. Die vorhandenen Heckenstrukturen werden als Flä-
che zum Erhalt, die Grünflächen als Zäsurgrün festgesetzt. Auf die Festsetzung einer 
Firsthöhe wurde hier aufgrund möglicher technischer Erweiterungsbauten für die 
Feuerwehrnutzung verzichtet.     
 
 
Mischgebiet 
 
Der östlich angrenzende Bereich mit der Tankstelle, der Waschanlage und dem 
Wohngrundstück wird als Mischgebiet festgesetzt. Eine Einschränkung erfolgt hin-
sichtlich der zulässigen Nutzungen, die sich auf Einzelhandelsbetriebe, Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes und Vergnügungsstätten beschränken. Im Wesentlichen 
soll der vorhandene Bestand aus Sicht der Stadt erhalten bleiben, allerdings sollen 
bei Aufgabe eines Betriebes auch Möglichkeiten offen gehalten werden, eine verträg-
liche Nutzung anzusiedeln. Die Baugrenzen wurden aufgrund dessen relativ großzü-
gig angelegt. Ferienwohnungen oder verdichtete Wohnareale sollen dabei allerdings 
ebenfalls vermieden werden. Die vorhandenen Grün- und Heckenstrukturen an den 
Grundstücksgrenzen sollen als Sichtschutz erhalten bleiben und werden de-
mentsprechend als Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt. Im Bereich der Tankstelle ist eine Ergänzung der Hecken 
vorgesehen, um einen besseren Sichtschutz für die Wohnnutzung zu gewährleisten 
und eine geschlossene Eingrünung zu schaffen. 
An der östlichen Straßenkante der Straße "Zur Asbeck" ist eine neue Heckenan-
pflanzung zur Eingrünung der gewerblichen Nutzungen gegenüber dem westlich an-
schließenden Wohngebiet geplant. Die GRZ innerhalb des Mischgebietes wurde auf 
0,5 festgesetzt. Um die vorhandenen versiegelten Flächen baurechtlich zu ermögli-
chen, wird festgesetzt, dass die Grundfläche für Nebenanlagen bis zu einem Maß 
von 0,75 überschritten werden darf. Innerhalb des Mischgebietes wird eine max. An-
zahl von zwei Vollgeschossen bei einer Firsthöhe von 9,0 m festgesetzt. 
 
Es wurde bis auf das Sondergebiet Einzelhandel in allen Baugebieten die offene 
Bauweise festgesetzt.  
 
 
Sonstiges Sondergebiet Einzelhandel 
 
Die östlich an das Mischgebiet angrenzende Grundstücksfläche des Verbraucher-
marktes mit den dazugehörigen Läden und dem Gastronomiebetrieb wird als Sonsti-



Stadt Ostseebad Kühlungsborn - Bebauungsplan Nr. 38 "Neue Reihe – südwestliches Teilstück" 

12 
 

ges Sondergebiet Einzelhandel festgesetzt. Da die Verkaufsfläche der jeweiligen 
Einzelhandelsbetriebe 800 m² nicht überschreitet, handelt es sich nicht um großflä-
chigen Einzelhandel. Die Festsetzung als Sondergebiet wurde aufgrund des gerin-
gen vorhandenen Wohnanteils innerhalb des Abschnittes zwischen der Straße "Zur 
Asbeck" und der östlichen Grenze des Geltungsbereiches gewählt.  
Auch hier sollen Änderungen der Nutzungen möglich sein, die zulässigen Einzelhan-
delsnutzungen wurden nur hinsichtlich des Ausschlusses des Textil- und Beklei-
dungssortimentes eingeschränkt, um die vorrangig innerhalb der Ortskerne ansässi-
gen Bekleidungsgeschäfte nicht im Bestand zu gefährden. Hier sollen also innen-
stadtschädliche Nutzungen vermieden werden. 
Die Baugrenze wird aufgrund der bereits hohen Versiegelung eng um die vorhande-
ne Bebauung gelegt. Die GRZ wird auf 0,6 festgesetzt, um die bestehende Bebau-
ung abzusichern. Die vorhandene Stellplatzfläche, die bis auf die Grünstreifen die 
gesamte Freifläche umfasst, wird auch als solche im Bebauungsplan festgesetzt. Um 
die vorhandenen versiegelten Flächen baurechtlich zu ermöglichen, wird festgesetzt, 
dass die Grundfläche für Nebenanlagen bis zu einem Maß von 0,9 überschritten 
werden darf.  
Die Firsthöhe wird mit 9,0 m am Bestand orientiert festgelegt. Die Gebäudelänge des 
bestehenden Gebäudekörpers beträgt ca. 64 m. Es wird daher festgesetzt, dass in-
nerhalb des Sondergebietes eine abweichende Bauweise mit einer Gebäudelänge 
über 50 m zulässig ist. 
 
Die Grundstücksgrenzen sind bis auf den Ein- und Ausfahrtsbereich mit Schnitthe-
cken bzw. sonstigen Bepflanzungen eingegrünt. Die Hecken- und Grünbereiche wer-
den analog zum Mischgebiet als Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Der bestehende Graben an der östlichen 
Grundstücksgrenze soll geschützt und erhalten werden. Er wird mit dem Böschungs-
bereich als Grünfläche mit Graben in einer Breite von 7,0 m als Fläche für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festge-
setzt.   
 
 
2.2 Örtliche Bauvorschriften 
 
Die örtlichen Bauvorschriften sollen die städtebaulichen Zielstellungen unterstützen, 
ohne jedoch die Gestaltungsmöglichkeiten zu sehr einzuschränken. Die Festsetzun-
gen zur Fassaden- und Dachgestaltung orientieren sich dabei am Bestand.  
 
Die Hauptdächer innerhalb der WA 1, WA 2 und WA 7 sind bis zu einer maximalen 
Dachneigung von 50° zulässig, in allen anderen WA sind Hauptdächer mit einer 
Dachneigung zwischen 20° und 45° zulässig. Innerhalb des MI und des SO Einzel-
handel sind Hauptdächer bis zu einer maximalen Dachneigung von 45° zulässig. 
Mansarddächer sind auch mit abweichenden Dachneigungen zulässig. Dächer von 
Carports und Garagen sind in der gleichen Dachneigung und Dachhaut wie das 
Hauptgebäude auszuführen. Innerhalb der WA und der WB sind in der ersten Reihe 
der F.-Borgwardt-Straße und der Neuen Reihe Flachdächer unzulässig. Zulässige 
Dachfarben sind in allen Baugebieten: rot, braun, rotbraun, anthrazit und schwarz. 
Die Fassaden sind in allen Baugebieten nur als glatt verputzte Fassaden oder mit 
Sichtmauerwerk zulässig. Die Verwendung von Fassadenmaterialien oder von Fas-
sadenverkleidungen, die andere Baustoffe vortäuschen, ist unzulässig. In den WA 
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und WB ist bei der Gestaltung der Außenwände nur die Verwendung von gebroche-
nen Weiß-, Blau-, Gelb- und Rottönen zulässig. 
Mit den Festsetzungen zur Fassaden- und Dachgestaltung soll die Ortstypik beachtet 
und eine gestalterische Fehlentwicklung vermieden werden. Bunte glasierte Dächer 
oder Blockhäuser würden z.B. nicht in das Ortsbild einfügen. 
Für alle Baugebiete gilt: fensterlose, ungegliederte Fassadenflächen über 10 m Län-
ge sind durch vor- oder zurücktretende Gebäudeteile zu gliedern und zu begrünen. 
Dazu sind selbstklimmende Kletterpflanzen wie Wilder Wein (Partenocissus tricuspi-
data) Sol. 3xv, i.C. 80- 100 cm oder Kletterpflanzen an Rankhilfen wie Kletterhorten-
sie (Hydrangea petiolaris), Blauregen (Wisteria sinensis), Pfeifenwinde (Aristolochia 
macrophylla), Immergrünes Geißblatt (Lonicera henryi) Sol. 3xv, i.C. 60- 100 cm oder 
Kombinationen der Arten zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
 
Um eine Aufwertung der Außenanlagen zu erzielen, werden folgende Festsetzungen 
getroffen: die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Ölbehälter ist nicht zulässig. Die 
nur außerhalb des Vorgartenbereichs zulässigen Dauerstellplätze von Müllbehältern 
sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, mit einer begrünten Umklei-
dung oder mit Rankgittern zu versehen.  
Einfriedungen sind in allen Baugebieten nur als Laubholzhecke aus einheimischen 
Arten zulässig. An der Straßenfront beträgt die max. zulässige Höhe 0,80 m.  
Aus gestalterischen Gründen ist bei der Neuerrichtung von Garagen, Carports, Stell-
plätzen oder Nebengebäuden zu allen Grundstücksgrenzen eine gärtnerisch ange-
legte Fläche von mind. 1,0 m Breite herzustellen. 
Werbeanlagen sind in den WA nur an der Stätte der Leistung bis zu einer Größe von 
1,0 m² und nur im Bereich des Erdgeschosses zulässig. Werbeanlagen mit wech-
selndem oder sich bewegendem Licht und Warenautomaten sind in allen Baugebie-
ten unzulässig.  
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen verstößt, 
handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 LBauO M-V und kann mit Bußgeld bis zu 
100.000 € geahndet werden. 
 
 
2.3 Verkehrserschließung 
 
Die Verkehrserschließung des Plangebietes erfolgt über die vorhandenen Straßen 
und erfährt durch die B-Planung keine wesentliche Änderung. Die in zweiter Reihe 
gelegenen Grundstücke werden über private Zufahrten erschlossen. Dazu sind die 
erforderlichen privatrechtlichen Vereinbarungen zu treffen, um die Erschließung zu 
sichern. Für die geplante Wohnbebauung an der Neuen Reihe Nr. 98 ist gemäß 
Baugenehmigung die Zufahrt über die Straße "Zur Asbeck" geplant.  
 
Die Friedrich-Borgwardt-Straße und die Neue Reihe sind innerörtliche Hauptver-
kehrsstraßen. Die Landesstraße 12 ist von überörtlicher Bedeutung und verbindet 
Kühlungsborn mit Rerik und Neubukow im Westen bzw. Bad Doberan im Osten. 
Dementsprechend hoch ist die Verkehrsbelastung im innerörtlichen Vergleich. Mit 
dem Ausbau der Ortsentlastungsstraße hat sich bereits eine Reduzierung des inne-
rörtlichen Verkehrsaufkommens eingestellt. Mit der Fertigstellung des Kreisverkehrs 
in Wittenbeck wird sich langfristig noch mehr Verkehr auf die Ortsentlastungsstraße 
verlagern, die auch zur Landesstraße umgewidmet werden soll. Auch die Straße "Zur 
Asbeck" ist eine Haupterschließung, da sie eine wichtige Nord-Süd-Verbindungs-
achse zwischen dem Grünen Weg (Ortsentlastungsstraße) und der Neuen Reihe 
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darstellt. An der Straße "Zur Asbeck" befindet sich ein kombinierter Fuß- und Rad-
weg. 
 
Die Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen oder Zufahrten in einer Entfer-
nung bis zu 20 m vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der Landesstraße 12 
(Friedrich-Borgwardt-Straße und Neue Reihe) bedarf der Zustimmung bzw. Geneh-
migung des Straßenbaulastträgers (Land Mecklenburg-Vorpommern, vertreten durch 
das Straßenbauamt Güstrow). 
 
Die östliche Fritz-Reuter-Straße ist eine schmale Anliegerstraße, die als Tempo 30 -
Zone ausgewiesen ist. Weiterhin ist ein am Schulzentrum gelegener Abschnitt der 
Neuen Reihe als Tempo 30 - Zone ausgeschildert.  
Südlich des Geltungsbereiches grenzt das Plangebiet an die Gleise der Molli. Der 
Bahnhof Kühlungsborn West befindet sich an der südwestlichen Grenze des Ge-
ltungsbereiches.  
Stellplätze sind entsprechend dem Bedarf auf dem jeweiligen Grundstück unterzub-
ringen. Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. Die Errich-
tung von Kfz-Stellplätzen, Carports, Garagen, Nebengebäuden i.S.d. §§ 12 und 14 
Abs. 1 BauNVO und Stellplätzen für Müllbehälter ist im Vorgartenbereich unzulässig. 
Vorgartenbereich ist der Bereich zwischen den öffentlichen Straßen und der straßen-
seitigen Hauptgebäudeflucht. Diese Vorgabe entspricht der städtischen Zielstellung, 
die Vorgartenbereiche gärtnerisch zu gestalten und nicht zu Stellplatzflächen zu deg-
radieren. 
 
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt hinsichtlich der Gestaltung 
von Straßenräumen und Stellplätzen die Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06 Ausgabe 2006, Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Köln 2007). 
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2.4 Flächenbilanz 
 
Die Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches des B-Planes Nr. 38 beträgt rund 
7,3 ha. Die Fläche unterteilt sich folgendermaßen:  
 
 

Flächennutzung B-Plan Nr. 35 Flächengröße in m² 

Baugebiete  

Allgemeine Wohngebiete nach § 4 BauNVO 26.637 

Besondere Wohngebiete nach § 4a BauNVO 12.017 

Mischgebiet nach § 6 BauNVO 3.018 

Sonstiges Sondergebiet Einzelhandel nach  
§ 11 BauNVO 6.197 

Summe Baugebiete  47.869 

Fläche für Gemeinbedarf,  
Zweckbestimmung Feuerwehr 

1.797 

Grünflächen  

Öffentliche Grünfläche - Park 1.575 

Private Grünfläche - Hausgarten 15.168 

Öffentliche Grünfläche - Zäsurgrün 258 

Grünfläche – Graben/ Fläche für Maßnah-
men zum Schutz, Pflege und Entwicklung 
von Natur und Landschaft  

641 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

201 

Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen 

2.170 

Summe Grünflächen 20.016 

Verkehrsflächen  

Öffentliche Straßenverkehrsfläche  
Bestand  

3.246 

Stellplatz, privat (Überlagerung mit WA) 688 

Summe Verkehrsflächen 3.934 

 
∑∑∑∑ Plangebiet 

72.928 m² 

 
 
3. Eingriffe in Natur und Landschaft, Schutzgebiete, Schutzmaßnahmen 
 
Durch die geplanten Maßnahmen erfolgen keine wesentlichen Eingriffe im Sinne des 
Naturschutzrechts, da bebaute, innerörtliche Bereiche überplant werden. Besondere 
Schutzgebiete werden durch die Umsetzung der Planung nicht beeinträchtigt. 
Im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB wird von einer Umweltprüfung abge-
sehen, wenn sich durch die Aufstellung des Bebauungsplanes in einem Gebiet nach 
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§ 34 BauGB der sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung erge-
bende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert.  
Im vorliegenden Fall handelt es sich um Bereiche, die nach § 34 BauGB (Innenbe-
reich) bebaubar sind. Der Bebauungsplan regelt hier eine eher zurückhaltende Be-
bauung aus den in den vorangegangenen Kapiteln genannten Gründen.  
 
Die zulässige Neuversiegelung beschränkt sich auf eine Bebauung, die auch nach  
§ 34 BauGB möglich wäre und hier nur geordnet wird. Für bereits stärker bebaute 
Grundstücke werden Beschränkungen erlassen, die entweder einen Neubau an den 
Abriss von Altanlagen binden oder keine Erweiterungen in größerem Umfange mehr 
zulassen.  
Durch die festgesetzten Beschränkungen hinsichtlich der künftig möglichen Bebau-
ung, die koordinierte Ausweisung von Bauflächen und den geplanten Rückbau bei 
städtebaulichen Fehlentwicklungen ist davon auszugehen, dass der Versiegelungs-
grad nicht höher liegt, als er nach § 34 BauGB möglich wäre. 
Es wird im Gegenteil eine Verbesserung für die angrenzenden Grünbereiche und das 
Ortsbild erwirkt, da ein weiteres Vordringen der Bebauung in diese Zonen unterbun-
den wird. Stark verdichtete Bereiche sollen sich langfristig wieder auflockern, eine 
fortgesetzte massive Bebauung wird durch den Bebauungsplan unterbunden. 
 
Eine der Zielsetzungen der Planung ist der Schutz der vorhandenen Gärten und 
Grünflächen vor einer zu hohen Versiegelung. Im folgenden werden die Festsetzun-
gen zum Erhalt der Freiflächen und Grünstrukturen erläutert. 
 
Erhalt der Hausgärten 
 
Innerhalb des Plangebietes werden Teilbereiche der bisher unbebauten Freiflächen 
in den rückwärtigen Grundstücksbereichen und Vorgärten als Hausgärten festge-
setzt. Die Bauflächen wurden so gewählt, dass zusammenhängende Gartenflächen 
in den rückwärtigen Grundstücksbereichen erhalten bleiben. Im rückwärtigen Bereich 
der Neuen Reihe bleiben ein ca. 15 m breiter Streifen und im rückwärtigen Bereich 
der F.-Borgwardt-Straße ein ca. 10 m breiter Grünbereich bestehen. Vorhandene 
Grünstrukturen wie Großbäume wurden beachtet. Innerhalb dieser Bereiche ist eine 
Bebauung mit Nebenanlagen im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO unzulässig. In den 
festgesetzten Flächen für Hausgärten ist nur der Bau von Gartenhäusern u.ä. zuläs-
sig.  
 
Park Friedrich-Borgwardt-Straße 
 
Die am südwestlichen Teilbereich der F.-Borgwardt-Straße gelegene Parkanlage 
wird als öffentliche Parkfläche festgesetzt und damit im Erhalt gesichert. Eine Um-
gestaltung der Freiflächen wurde in jüngster Zeit vorgenommen.  
 
Erhalt der Heckenstrukturen und Eingrünungen 
 
Die baumbestandenen Grünflächen und Hecken haben nicht nur für die Flora und 
Fauna eine besondere Bedeutung, sondern tragen auch zu einer Verbesserung der 
Luftqualität und der kleinklimatischen Verhältnisse bei. Vorhandene Bereiche werden 
daher weitgehend zum Erhalt festgesetzt.  
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Einhaltung des Waldabstandes 
 
Nach § 20 Landeswaldgesetz M-V sind in einem Abstand von 30 m zum Stadtwald 
Neubebauungen jeglicher Art, auch von Nebengebäuden, unzulässig. Abgesehen 
von vorliegenden Baugenehmigungen und dem vorhandenen Gebäudebestand gilt 
dies hinsichtlich der Neuerrichtung von baulichen Anlagen. Der Stadtwald schließt 
nordwestlich an die Neue Reihe an.  
 
Schutz der Gräben Nr. 10 (Asbeck) und Nr. 11 (Steinbeck)  
 
Innerhalb des Plangebietes verläuft der Graben Nr. 11-Steinbeck und an der westli-
chen Grenze der Graben Nr. 10 - Asbeck. Nach § 81 des Wassergesetztes M-V 
(LWaG) ist der Uferbereich von Gewässern in einer Breite von 7 m ab Böschungs-
oberkante von jeglicher Bebauung oder Befestigung von Flächen freizuhalten. Der 
Graben ist dauerhaft zu erhalten. Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädi-
gung oder Veränderung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erhebli-
chen oder nachhaltigen Beeinträchtigung führen können, sind unzulässig. Eine Ver-
wendung von Düngemitteln oder Pestiziden wird im Gewässerschutzstreifen ausge-
schlossen. Diese Vorgaben wurde in der Vergangenheit oftmals nicht beachtet. Künf-
tig ist der Schutzstatus jedoch zu beachten. 
 
Schutz des Mutterbodens 
 
Zum Schutz von Natur und Landschaft wird weiterhin festgesetzt, dass bei den Er-
darbeiten anfallender, unbelasteter Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten 
und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wieder zu verwerten oder einer Wie-
derverwertung zuzuführen ist. Stellplätze und Zufahrten sind unversiegelt zu belas-
sen oder in wasserdurchlässiger Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflas-
ter oder wassergebundene Decke) herzustellen, um den natürlichen Wasserkreislauf 
weniger zu beeinträchtigen.  
 
Schutz des Baumbestandes  
 
Alle einheimischen Laub- und Nadelbäume mit einem Stammumfang ab 60 cm sind 
dauerhaft zu erhalten und einschließlich der Kronentraufbereiche vor Beeinträchti-
gungen, die den Fortbestand gefährden und während Baumaßnahmen gem. DIN 
18920 zu schützen. Über Ausnahmen und das Ausgleichserfordernis entscheidet die 
Stadt nach den Vorgaben des B-Plans.  
Der festgesetzte Baumschutz geht über das Maß des in § 26a Landesnaturschutz-
gesetz (LNatG M-V) gesetzlich geregelten Baumschutzes hinaus. Die Stadt möchte 
damit auch vorhandene Gehölze erhalten, deren Stammumfang zwischen 60 cm und 
1,0 m liegt und eine ausreichende Begrünung dauerhaft gewährleisten. Die Festset-
zung erfolgt daher pauschal für die genannten Gehölze, ohne eine Unterscheidung 
zwischen den nach LNatG M-V gesetzlich geschützten und den nicht gesetzlich ge-
schützten Bäumen vorzunehmen. Auf eine Darstellung der einzelnen Bäume im La-
geplan wird daher verzichtet. Eine solche Darstellung würde im Übrigen die Erstel-
lung eines Vermessungsplanes erfordern; dieses Erfordernis wird jedoch für die vor-
liegende Satzung nach § 13 BauGB nicht gesehen. 
Die o.g. Festsetzungen zum Gehölzschutz ersetzen allerdings nicht die gesetzlichen 
Regelungen zum Baumschutz nach §§ 26a und 27 LNatG MV und die daraus resul-
tierenden Zuständigkeiten der Unteren Naturschutzbehörde. 
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Die baumbestandenen Grünflächen und Hecken haben nicht nur für die Flora und 
Fauna eine besondere Bedeutung, sondern tragen auch zu einer Verbesserung der 
Luftqualität und der kleinklimatischen Verhältnisse bei.  
 
 
4. Ver- und Entsorgung 
4.1 Allgemeine Anforderungen der Ver- und Entsorgungsträger 
 
Die Erschließungsanlagen im Plangebiet sind vorhanden und erfahren durch die Pla-
nung keine wesentliche Veränderung oder Beeinflussung. Allerdings sind für die 
Neubebauung an der Neuen Reihe Nr. 98 die Erschließungsanlagen neu zu verlegen 
bzw. zu ergänzen, ebenso für neue Bauvorhaben in der zweiten Reihe. Für die 
Grundstücke in zweiter Reihe ist die Erschließung privatrechtlich abzusichern. 
Die geregelte Ver- und Entsorgung des Gebietes ist durch die vorhandenen An-
schlüsse bzw. Anschlussmöglichkeiten gewährleistet.  
Die Beteiligten sollen bei Ausbauplanungen frühzeitig in die Ausführungsplanung 
einbezogen werden, um die gleichzeitige Einbringung der Ver- und Entsorgungslei-
tungen zu gewährleisten. Die Mindestabstände zu Leitungen sind bei Bau- und An-
pflanzungsmaßnahmen zu beachten.  
 
Im Folgenden werden die wichtigsten Parameter der Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur erläutert. 
 
 
4.2 Trink- und Löschwasserversorgung  
 
Der Anschluss des Plangebietes an die zentrale Wasserversorgung erfolgt über die 
vorhandenen Leitungen, an die auch die Gebäude in zweiter Reihe anzuschließen 
sind. Die Versorgung erfolgt zentral aus dem Wasserwerk Hinter Bollhagen und ist 
durch den "Zweckverband Wasserversorgung Kühlung“ gewährleistet. Neuanschlüs-
se zur Wasserversorgung sind mit dem Zweckverband abzustimmen. Für alle neu 
verlegten Trinkwasserleitungen ist vor Einbindung in das öffentliche Versorgungsnetz 
der hygienische Reinheitsnachweis und die Freigabe über das Gesundheitsamt ein-
zuholen. Hinsichtlich des sparsamen Umganges mit Trinkwasser sollte der Einsatz 
von wassersparenden Technologien bevorzugt werden. Eine Brauchwasserversor-
gung ist nach § 13 (3) Trinkwasserverordnung dem Gesundheitsamt Bad Doberan 
anzuzeigen. 
 
Die Löschwasserversorgung ist über Hydranten im zentralen Wasserversorgungs-
netz von Kühlungsborn sichergestellt. Ein ausreichendes Netz ist in den vergange-
nen Jahren durch den Zweckverband ausgebaut worden. 
 
 
4.3 Schmutz- und Regenwasserentsorgung 
 
Die Schmutz- und Regenwasserentsorgung ist über eine zentrale Ableitung gesi-
chert. Die Grundstücke in zweiter Reihe sind an die vorhandenen Leitungen anzu-
schließen. Die Entsorgung erfolgt gemäß gültiger Satzung des Zweckverbandes.  
Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser soll trotzdem nach Möglichkeit 
auf den Grundstücken versickert und zur Bewässerung genutzt werden, um die Ab-
flussmengen möglichst gering zu halten. 
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Neue Stellplätze und Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen, 
damit eine Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers nicht erforderlich wird. 
Im Rahmen von Baumaßnahmen aufgefundene Leitungssysteme sind ordnungsge-
mäß aufzunehmen, umzuverlegen bzw. anzubinden. Notwendige Grundwasserab-
senkungen im Rahmen von Baumaßnahmen stellen eine Gewässerbenutzung dar 
und bedürfen der Genehmigung durch die Untere Wasserbehörde. 
 
 
4.4 Energieversorgung 
 
Die Stromversorgung des Plangebietes ist über die vorhandenen Leitungen gesi-
chert. Der örtliche Stromversorger ist die e⋅on/ e.dis AG. Das zentrale Gasversor-
gungsnetz wird von der Stadtwerke Rostock AG betrieben.  
Die Verwendung emissionsarmer Gasheizungen wird empfohlen. Auf die Verwen-
dung fester Brennstoffe zum Betrieb von Heizungen und Warmwasseranlagen sollte 
im Interesse der Reinhaltung der Luft verzichtet werden.  
Aufgrund des Klima- und Ressourcenschutzes ist der Einsatz von Solarenergie oder 
Erdwärme zu empfehlen. Anlagen zur Solarenergienutzung sind gemäß den örtlichen 
Bauvorschriften auf den Dächern zugelassen. Die Möglichkeit zur Nutzung der Son-
nenenergie sollte bei der Exposition der Gebäude und der Dachflächen beachtet 
werden. 
 
 
4.5 Abfallentsorgung/Altlasten 
 
Die Abfallentsorgung wird durch die Abfallsatzung des Landkreises Bad Doberan 
geregelt. Eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung ist über die vorhandenen Straßen 
gewährleistet. Ein Wertstoffsammelcontainer befindet sich am Einkaufszentrum an 
der Neuen Reihe. Grundstücke in zweiter Reihe sind über das an der Erschließungs-
straße liegende Grundstück zu entsorgen. Ggf. sind Bereitstellungsplätze an der öf-
fentlichen Straße einzurichten, da Privatstraßen nicht von Müllfahrzeugen befahren 
werden. Ein Zuparken der zur Abfallentsorgung genutzten Verkehrsflächen ist durch 
geeignete Maßnahmen zu verhindern. 
Standplätze für Abfallsammelbehälter sind baulich so zu gestalten, dass eine leichte 
Reinigung möglich ist. Ungezieferentwicklung darf nicht begünstigt werden. Außer-
dem ist die Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zu beachten.  
 
Im Geltungsbereich der Satzung sind innerhalb der Flurstücke 238/1 (ehemalige 
Tankstelle) und 509/2 (Tankstelle) der Flur 1, Gemarkung Kühlungsborn, Altlastver-
dachtsflächen bekannt. Auf den gekennzeichneten Flächen, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, sind im Vorfeld von Baumaßnahmen 
Altlastenerkundungen in Abstimmung mit dem Umweltamt des Landkreises Bad Do-
beran vorzunehmen. Gegebenenfalls ist ein Bodenaustausch vorzunehmen und sind 
Altlasten ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Kosten trägt der Verursacher.  
Weitere Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen im Geltungsbereich der 
Satzung sind derzeit nicht bekannt. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher 
unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, anormale Fär-
bung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetrof-
fen, ist der Grundstücksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die 
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Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Untere Bodenschutzbehörde, wird 
hingewiesen. 
 
 
4.6 Telekommunikation 
 
Die Versorgung mit Anlagen der Telekommunikation wird durch die Deutsche Tele-
kom AG und die Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH + Co.KG sicherge-
stellt. Für den rechtzeitigen Ausbau sind Abstimmungsgespräche mit den Versor-
gungsunternehmen zu führen. 
 
 
5. Immissionsschutz 
 
Die Betrachtungen zu Immissionsbelastungen gehen von der bestehenden Situation 
aus, ohne dass diese durch die Planung verursacht werden. Die Zulässigkeit von 
Vorhaben beurteilt sich nach der vorhandenen Situation, für die in den vorhandenen 
Gemengelagen auch eine höhere Schwelle von Beeinträchtigungen angesetzt wer-
den kann als bei Neuplanungen.  
Da es sich also um einen bereits weitestgehend bebauten Bereich analog zu § 34 
BauGB handelt, ist bei der Immissionsbetrachtung durch den Verkehr und benach-
barte Nutzungen von der vorhandenen Situation auszugehen. Durch die Planung 
werden keine nennenswerten Verkehre verursacht. Für Neuansiedlungen von z.B. 
Gewerbebetrieben oder durch die Wohnbebauung Neue Reihe 98 mit Stellplatzanla-
ge an der Straße "Zur Asbeck" wurden im Baugenehmigungsverfahren die Immissio-
nen geprüft, um benachbarte Nutzungen entsprechend zu schützen. Bei einem Ne-
beneinander von schutzbedürftigen und emittierenden Nutzungen ist stets die ge-
genseitige Rücksichtnahme geboten. Eine Erweiterung eines Immissionen erzeu-
genden Betriebes ist daher u.U. nicht möglich. 
 
Hinsichtlich der Besonderen Wohngebiete wird aus immissionsschutzrechtlicher 
Sicht nach DIN 18005 den schutzbedürftigen Nutzungen am Tag der Schutzans-
pruch eines Mischgebietes zugestanden (60 dB(A)), was ein Nebeneinander von 
Wohnen und nicht wesentlich störender gewerblicher Nutzung mit überwiegendem 
Betrieb im Tagzeitraum erlaubt. Für den Nachtzeitraum wird den schutzbedürftigen 
Nutzungen der Schutzanspruch eines Allgemeinen Wohngebietes zugestanden (45 
dB(A)) für Verkehrslärm bzw. 40 dB(A) für Gewerbe- und Freizeitlärm. 
 
Zum B-Plan Nr. 38 wurde eine Schalltechnische Stellungnahme vom TÜV-Nord Um-
weltschutz GmbH & Co. KG aus Rostock erarbeitet. Die wesentlichen Aussagen des 
Gutachtens werden nachfolgend in ausführlicher Form wiedergegeben, um den Be-
lang des Schallschutzes in ausreichender Form zu berücksichtigen und der Öffent-
lichkeit die abwägungsrelevanten Tatsachen darzustellen. 
 
Innerhalb des Plangebietes sind Allgemeine und Besondere Wohnbauflächen sowie 
zwei Mischgebietsflächen und ein Sondergebiet Einzelhandel ausgewiesen. Südlich 
des Plangebietes verlaufen die Gleise der Bäderbahn Molli. 
Ziel der Untersuchungen ist es, die Geräuschimmissionen innerhalb des Plangebie-
tes zu ermitteln und, bei Überschreiten der Richtwerte, Maßnahmen zur Lärmminde-
rung herauszuarbeiten. 
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Für die Untersuchungen standen folgende vorhabensspezifischen Unterlagen zur 
Verfügung: 

- Planzeichnung zum B-Plan (digital) 
- Auszug aus dem Verkehrskonzept der Stadt Ostseebad Kühlungsborn (Stand: 

1999). 
 

Berechnungs- und Beurteilungsgrundlagen 
Bei der städtebaulichen Planung sind nach § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zu-
zuordnen, dass u. a. schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder 
überwiegend zum Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige 
Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Für die genaue Berechnung der Schallimmissionen für verschiedene Arten von 
Schallquellen (z.B. Straßen-, und Schienenverkehr, Gewerbe, Sport- und Freizeitan-
lagen) wird auf die jeweiligen Rechtsvorschriften verwiesen.  
Der Beurteilungsegel Lr ist der Parameter zur Beurteilung der Schallimmissionen. Er 
wird für die Zeiträume tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und nachts (22.00 bis 06.00 
Uhr) berechnet. Für gewerbliche Anlagen, die dem Geltungsbereich der TA Lärm 
unterliegen sowie Sport- und Freizeitanlagen ist für den Nachtzeitraum die volle 
Stunde mit dem maximalen Beurteilungspegel maßgebend. Der Beurteilungspegel Lr 
wird gemäß DIN 18005 [02] aus dem Schallleistungspegel LW der Schallquelle unter 
Berücksichtigung der Pegelminderung auf dem Ausbreitungsweg und von Zu- oder 
Abschlägen für bestimmte Geräusche, Ruhezeiten oder Situationen gebildet. 
Im Beiblatt 1 der DIN 18005 [03] sind als Zielvorstellungen für die städtebauliche 
Planung schalltechnische Orientierungswerte angegeben. Sie sind in Tabelle 1 zu-
sammengefasst. 

Tabelle 1: Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18005 

Gebietsnutzungsart 
Orientierungswerte [dB(A)] 

Tag (6 - 22 Uhr) Nacht (22 – 6 Uhr) 

a) 
Reine Wohngebiete (WR), Wochenend- und Fe-
rienhausgebiete 

50 40 / 35 

b) 
Allgemeine Wohngebiete (WA), Kleinsiedlungs-
gebiete (WS) und Campingplatzgebiete 

55 45 / 40 

c) Friedhöfe, Kleingarten- und Parkanlagen 55 55 

d) Besondere Wohngebiete (WB) 60 45 / 40 

e) Dorf- und Mischgebiete (MI) 60 50 / 45 

f) Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE) 65 55 / 50 

g) Sonstige Sondergebiete 45 ... 65 35 ... 65 

Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Ge-
räusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben. Der höhere ist auf Verkehrsgeräusche anzuwenden. 

 

Die im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung durch Messung oder Prognose 
ermittelten Beurteilungspegel der zu erwartenden Geräusche sind jeweils mit den 
Orientierungswerten zu vergleichen. Die schalltechnischen Orientierungswerte kön-
nen bezüglich verschiedener Arten städtebaulich relevanter Schallquellen angewandt 
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werden. Die entsprechenden Beurteilungspegel von Verkehr-, Industrie-, Gewerbe- 
und Freizeitlärm sollen wegen der unterschiedlichen Einstellung der Betroffenen zu 
diesen Geräuschquellen jeweils für sich allein mit den Orientierungswerten vergli-
chen und nicht addiert werden.  

Die schalltechnischen Orientierungswerte gemäß Tabelle 1 sind keine Grenzwerte, 
haben aber vorrangig Bedeutung für die städtebauliche Planung. Sie sind als sach-
verständige Konkretisierung für die in der Planung zu berücksichtigenden Ziele des 
Schallschutzes zu nutzen. 
Die Orientierungswerte sollten bereits auf den Rand der Bauflächen oder der über-
baubaren Grundstücksflächen in den jeweiligen Baugebieten bezogen werden. Ihre 
Einhaltung oder Unterschreitung ist wünschenswert, um die mit der Eigenart des be-
treffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf 
angemessenen Schutz vor Lärmbelästigungen zu erfüllen. Der Belang des Schall-
schutzes ist bei der Abwägung aller Belange als wichtiger Planungsgrundsatz bei der 
städtebaulichen Planung zu berücksichtigen. Die Abwägung kann jedoch in begrün-
deten Fällen bei Überwiegen anderer Belange zu einer Zurückstellung des Schall-
schutzes führen. 
 
 
Ermittlung und Beurteilung der Geräuschimmissionen 
Untersuchungsmethodik 
Die Ermittlung und Bewertung der Schallimmissionen erfolgen auf der Grundlage von 
Rasterberechnungen nach Berechnungsverfahren der im Quellenverzeichnis ge-
nannten Richtlinien und Vorschriften mittels der Ausbreitungssoftware LIMA, Version 
5.2.01 der Stapelfeldt Ingenieurgesellschaft mbH Dortmund mit A-bewerteten Schall-
leistungspegeln. 
Die Berechnungsergebnisse gelten für eine Wetterlage, welche die Schallausbrei-
tung begünstigt (Mitwindwetterlage bis 3 m/s und Temperaturinversion). Erfahrungs-
gemäß liegen Langzeitmittelungspegel unterhalb der berechneten Werte. 
Der von einer Schallquelle in ihrem Einwirkbereich erzeugte Immissionspegel hängt 
von den Eigenschaften der Schallquelle (Schallleistung, Richtcharakteristik, Schall-
spektrum), der Geometrie des Schallfeldes (Lage von Schallquelle und Immissionsort 
zueinander, zum Boden und zu Hindernissen im Schallfeld), den durch Topographie, 
Bewuchs und Bebauung bestimmten örtlichen Ausbreitungsbedingungen und von 
der Witterung ab. 
Zur Berechnung der zu erwartenden Immissionssituation für Immissionsorte im Un-
tersuchungsgebiet wird die zu erwartende Emissionssituation auf ein hinreichend 
genaues Prognosemodell abgebildet. 
 
Schutzanspruch 
Innerhalb des Plangebietes sollen Bauflächen für Allgemeine und Besondere Wohn-
gebiete, zwei Mischgebietsflächen und eine Sonderbaufläche für Einzelhandel aus-
gewiesen werden. Die Zuordnung der Schutzbedürftigkeit erfolgte auf Grundlage der 
geplanten Nutzungen und in Übereinstimmung mit der beabsichtigten Ausweisung im 
B-Plan. 

Emissionskennwerte 
Verkehrsgeräuschimmissionen im Plangebiet werden durch die Straßen Neue Reihe 
und F.-Borgwardt-Straße hervorgerufen. Die Verkehrsstärke auf diesen beiden Stra-
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ßen wird auf der Grundlage des Verkehrskonzeptes von Kühlungsborn abgeschätzt. 
Im Verkehrskonzept sind die Ergebnisse von Zählungen aus den Monaten Mai und 
Juli 1999 dokumentiert. Neuere Zahlen liegen nicht vor. 
Entsprechend den RLS 90 ist für Straßenverkehrsberechnungen das jährliche Mittel 
der Verkehrsstärke heranzuziehen. Da in Kühlungsborn zwischen Saison- und Nicht-
saisonmonaten in der Verkehrsstärke erhebliche Unterschiede zu verzeichnen sind, 
wird für die nachfolgenden Berechnungen der Mittelwert aus den Erhebungen von 
Mai und Juli 1999 in Ansatz gebracht. Durch die beabsichtigte Umwidmung des Grü-
nen Weges und des Pfarrweges zur Landesstraße 12 und eine entsprechende Aus-
schilderung kann davon ausgegangen werden, dass der Verkehr in der Neuen Reihe 
und in der Bordwardt-Straße dann eher abnehmen als zunehmen wird. 
Die normale Verkehrsentwicklung bis zum Prognosejahr 2020 wird in Anlehnung an 
die Prognosefaktoren des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr durch den Fak-
tor 1,1 berücksichtigt. Die Aufteilung des Schwerverkehrs auf den Tag- und Nacht-
zeitraum erfolgte an Hand der RBLärm-92. Weitere Berechnungsparameter (Belag, 
Geschwindigkeit) wurden vom Planungsbüro überermittelt. 
Die Berechnungsparameter für die relevanten Straßenabschnitte sind in Tabelle 2 
zusammengefasst. 
 
Tabelle 2: Berechnungsparameter Straße – Prognosejahr 2020 
Bezeichnung DTV 

 
 
 
 

[Kfz/24h] 

pT / pN 

 

 

 

 
[%] 

Straßen- 
ober-
fläche 

Stra-
ßen- 
nei-

gung 

zul. Ge-
schwin-
digkeit 

Pkw/Lkw  
 

[km/h] 

Emissions-
pegel Lm,E 

 
Tag /Nacht 

 
[dB(A)] 

Neue Reihe, T1 (aus Richt. 
West - Borgwardtstr.) 

2.900 5 / 2 Asphalt < 5 % 50 / 50 56,3 / 47,3 

Neue Reihe, T2 
(Borgwardtstr. – Hermannstr.) 

7.100 5 / 2 Asphalt < 5 % 50 / 50 60,2 / 51,2 

Neue Reihe, T3 
(Hermannstr. – Zur Asbeck) 

7.800 5 / 2 Asphalt < 5 % 50 / 50 60,6 / 51,6 

Neue Reihe, T4 (Zur Asbeck – 
weiter Richtung Osten) 

7.000 5 / 2 Asphalt < 5 % 50 / 50 60,2 / 51,2 

Borgwardt-Str., T1 (aus Richt. 
Nord - Neue Reihe) 

2.300 5 / 2 Asphalt < 5 % 50 / 50 55,3 / 46,3 

Borgwardt-Str., T2 (Neue Rei-
he – weiter Richt. Süden 

4.400 5 / 2 Asphalt < 5 % 50 / 50 58,2 / 49,1 

Beurteilungspegel 
Auf Grundlage der beschriebenen Berechnungsparameter wurden entsprechend der 
RLS 90 innerhalb des Plangebietes Rasterlärmkarten für den Tag- und Nachtzeit-
raum berechnet. Die Berechnungen erfolgten für eine Aufpunkthöhe von 4 m und 
freie Schallausbreitung innerhalb des Plangebietes, d.h. ohne Berücksichtigung der 
abschirmenden Wirkung vorhandener Gebäude. 
Das Ergebnis der Berechnungen sind farbige Plots mit Ausgabe von Flächen glei-
chen Beurteilungspegels. Die Rasterlärmkarten zeigen, dass an den am dichtesten 
zur Neuen Reihe liegenden Baugrenzen im Tagzeitraum Beurteilungspegel von bis 
zu 67 dB(A) und im Nachtzeitraum von bis zu 55 dB(A) erreicht werden. Der Orientie-
rungswert für allgemeine Wohngebiete und auch für Mischgebiete wird hier über-
schritten. 
An den am dichtesten zur Borgwardt Straße liegenden Baugrenzen werden Beurtei-
lungspegel von bis zu 65 dB(A) im Tag- und von bis zu 54 dB(A) im Nachtzeitraum 
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erzielt. Der Orientierungswert für allgemeine und besondere Wohngebiete wird hier 
ebenfalls überschritten. 
 
Entsprechend des aktuellen Fahrplans der Bäderbahn Molli verkehren zwischen 
Kühlungsborn West und Bad Doberan und zurück im Tagzeitraum insgesamt 22 Zü-
ge. Im Nachtzeitraum findet kein Zugverkehr statt. Eine Verbindung um 05.30 ab 
Kühlungsborn wird mit dem Bus durchgeführt. 
Geräuschemissionen der Schiene werden nach der Schall 03 berechnet. Die Raster-
lärmkarten zeigen, dass im Plangebiet Straßenverkehrsgeräuschimmissionen immis-
sionsbestimmend sind. Schienenverkehrsgeräuschimmissionen mit Beurteilungspe-
geln von maximal 52 dB(A) sind von untergeordneter Bedeutung. Sie erhöhen den 
Gesamtpegel Verkehr nicht oder nur unwesentlich. Der Orientierungswert Tag von 
55 dB(A) wird durch Geräuschimmissionen der Schiene unterschritten. 

 
Der Schutz der Anwohner kann, da es sich hier um eine Innerortslage mit dichter 
Straßenbebauung handelt und Lärmschutzwände nicht realisierbar sind, nur durch 
eine lärmabgewandte Raumorientierung und, wenn dies nicht möglich ist, durch bau-
liche Maßnahmen (passive Maßnahmen) an den Fassaden erfolgen. 
Zur Festlegung der erforderlichen Schalldämmung wurden die maßgeblichen Außen-
lärmpegel nach DIN 4109 berechnet und entsprechenden Lärmpegelbereichen zu-
geordnet. 
Nach Tabelle 8 der DIN 4109 sind demnach Gebäudeseiten und Dachflächen von 
Wohn- und Schlafräumen sowie von Kinderzimmern mit einem bewerteten resultie-
renden Schalldämm-Maß 
- von R’W,res = 35 dB innerhalb des Lärmpegelbereiches III    sowie 
- von R’W,res = 40 dB innerhalb des Lärmpegelbereiches IV 
zu realisieren.  
Der Schutz vor Außenlärm durch baulichen Schallschutz behält seine volle Wirkung 
nur bei geschlossenen Fenstern. Für die Planungen ist deshalb zu berücksichtigen, 
dass ein normales Fenster in Kippstellung nur noch ein bewertetes Schalldämm-Maß 
von ca. 15 dB aufweist. Es wird empfohlen, für Schlafräume und Kinderzimmer in-
nerhalb der Lärmpegelbereiches III und IV schallgedämmte Lüftungseinrichtungen in 
den Fenstern vorzusehen, wenn keine Lüftungsmöglichkeit zur lärmabgewandten 
Gebäudeseite besteht. 
Passive Lärmschutzmaßnahmen haben ebenfalls keine Wirkung für Außenwohnbe-
reiche. Außenwohnbereichen auf Grundstücken innerhalb des Lärmpegelbereiches 
III und IV sollten deshalb, die Eigenabschirmung des eigenen Hauses nutzend, je-
weils auf der lärmabgewandten Gebäudeseite angeordnet werden. 
 
 
Vorschläge für die textlichen Festsetzungen 

1.  Innerhalb der gekennzeichneten Lärmpegelbereiche sind lärmzugewandte 
Gebäudeseiten und Dachflächen von Wohn- und Schlafräumen sowie von 
Kinderzimmern mit einem resultierenden bewerteten Schalldämm-Maß in Ab-
hängigkeit vom ausgewiesenen Lärmpegelbereich entsprechend der nachfol-
genden Tabelle zu realisieren: 
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Lärmpegelbereich Maßgeblicher Außen-

lärmpegel 
[dB(A)] 

Erforderliches resultierendes Schall-
dämm-Maß des Außenbauteils 
R’W,res  [dB] 
Aufenthalts- und 
Wohnräume 

Büroräume und 
ähnliches 

III 61 – 65 35 30 
IV 66 - 70 40 35 

 
Für lärmabgewandte Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
entsprechend Pkt. 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener 
Bebauung um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. Innenhöfen um 
10 dB(A) gemindert werden. 

2.  In Schlafräumen und Kinderzimmern innerhalb der Lärmpegelbereiche III und 
IV sind schallgedämmte Lüftungseinrichtungen vorzusehen, wenn keine Lüf-
tungsmöglichkeit zur lärmabgewandten Gebäudeseite besteht. 

3. Außenwohnbereichen innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV sind auf der 
lärmabgewandten Gebäudeseite anzuordnen. 

 
Als Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen wurde für das 
Sondergebiet Einzelhandel festgesetzt, dass die Anlieferung nur werktags innerhalb 
des Zeitraumes von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr zulässig ist. Damit sollen Lärmbelästi-
gungen der Anwohner im Nachtzeitraum vermieden werden. 
 
Sonstige Immissionen, die auf das Plangebiet einwirken, sind nicht bekannt. 
 
Ein Anliegen des Immissionsschutzes ist auch die Erhaltung der bestmöglichen Luft-
qualität im Plangebiet. Aus diesem Grunde sollen z.B. emissionsarme, umweltfreund-
liche Heizsysteme für Warmwasser und Raumwärme verwendet werden (vgl. Kap. 
4.4).  
 
 
6. Eigentumsverhältnisse 
 
Die bebauten Grundstücke im Geltungsbereich befinden sich in Privatbesitz. Die 
Landesstraße 12 befindet sich in der Baulast des Landes M-V. Die sonstigen öffentli-
chen Verkehrsflächen, die Fläche der Feuerwehr und die öffentlichen Grünflächen 
gehören der Stadt Ostseebad Kühlungsborn. 
 
 
7. Sonstiges 
 
Es gelten die Stellplatzsatzung, die Satzung zur Gestaltung der Vorgärten und für 
den gesamten Bereich der Friedrich-Borgwardt-Straße sowie den Bereich der Neuen 
Reihe Nr. 96 bis 124a die Erhaltungssatzung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 
(Erhaltungssatzung zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart der Stadt Ostseebad 
Kühlungsborn - Planungsbereich B für den Ortskern West), jeweils in der zuletzt ge-
änderten Fassung.  
 
Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone III B der 
Wasserfassung Kühlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und 
Nutzungsbeschränkungen zum Trinkwasserschutz gemäß der Richtlinie für Trink-
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wasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete für Grundwasser" (DVGW Regelwerk 
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmalfunde in dem nach-
richtlich übernommenen Bereich bekannt. Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten muss die 
fachgerechte Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale sichergestellt wer-
den. Die Kosten für diese Maßnahmen trägt der Verursacher des Eingriffs § 6 Abs. 5 
Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V). Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, 
ist dies gem. § 11 Abs. 2 DSchG M-V unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des 
Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bzw. der Kreisbodendenkmalpflege in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entdecker, der 
Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des 
Fundes erkennen.  
 
Alle Veränderungen an einem Baudenkmal und in seiner Umgebung bedürfen ge-
mäß § 7 Abs. 1 DSchG M-V der Genehmigung durch die Untere Denkmalschutzbe-
hörde bzw. gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V durch die zuständige Behörde. 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den ....................  ........................................ 

Karl, Bürgermeister 
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